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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Gudrun Bren-
del-Fischer, Ingrid Heckner, Bernhard Seidenath, 
Tobias Reiß, Volker Bauer, Jürgen Baumgärtner, 
Robert Brannekämper, Dr. Ute Eiling-Hütig, Wolf-
gang Fackler, Max Gibis, Dr. Thomas Goppel, 
Christine Haderthauer, Florian Hölzl, Klaus Holet-
schek, Thomas Huber, Hermann Imhof, Sandro 
Kirchner, Helmut Radlmeier, Heinrich Rudrof, 
Berthold Rüth, Carolina Trautner, Steffen Vogel 
und Fraktion (CSU) 

Gesundheitsland Bayern stärken: Kompetenzen 
erhalten – übermäßigen Mittelabfluss aus Bayern 
stoppen – Bürgerversicherung ablehnen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bun-
desebene weiterhin dafür einzusetzen, dass das Ge-
sundheitsland Bayern zum Wohle der Patientinnen 
und Patienten gestärkt wird. 

─ Die Krankenhausplanung muss weiterhin umfas-
send in der Kompetenz des Freistaats bleiben. 
Schritte in Richtung einer monistischen oder teil-
monistischen Krankenhausfinanzierung sind als 
Schwächung Bayerns deshalb entschieden abzu-
lehnen. 

─ Bei der Finanzierung der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) gilt es, die Benachteiligung 
Bayerns zu beenden. In den Gesundheitsfonds 
fließen von Versicherten aus Bayern regelmäßig 
deutlich mehr Gelder als umgekehrt aus dem 
Fonds nach Bayern zurückfließen. Gleichzeitig er-
halten die Krankenkassen für bayerische Versi-
cherte zu geringe Zuweisungen. Dies zu ändern, 
muss Teil einer sozial gerechten Weiterentwick-
lung der Gesetzlichen Krankenversicherung sein. 

─ Bayern steht zur privaten Krankenversicherung 
(PKV). Alle Versuche, sie zu zerschlagen oder 
auszuhöhlen – etwa durch eine sogenannte Bür-
gerversicherung – werden abgelehnt. 

Begründung: 

Andere Länder streben Richtung Monismus – doch 
Bayern wird seiner Verantwortung gerecht. Die Kran-
kenhausplanung in Bayern funktioniert. Es besteht die 
Gefahr, dass die Staatlichkeit der Länder ausgehöhlt 
wird. Andere Beispiel sind die Bundesautobahnen 
oder die Bildungspolitik. Den Deal „Geld gegen Pla-
nungskompetenzen“ an die Krankenkassen darf es 
nicht geben. Föderale Kompetenzen sind nicht ver-
käuflich! 

Der Freistaat Bayern wird seiner Verantwortung in der 
Krankenhausbaufinanzierung umfassend gerecht. So 
soll der Etat für 2018 auf 643,4 Mio. Euro erhöht wer-
den. Es ist wichtig, dass die Entscheidungshoheit für 
Krankenhausbauinvestitionen weiterhin in bayerischer 
Hand verbleibt. 

Fakt ist: Aktuell werden Krankenkassen in Hochlohn- 
und Hochkostenregionen wie Bayern benachteiligt. 
Mehrere Gutachten haben dies bestätigt. Die regiona-
len Fehlverteilungen durch den sogenannten Morbi-
RSA wurden zu lange ignoriert. Daher besteht drin-
gend Reformbedarf. Der Fehlbetrag zwischen Leis-
tungsausgaben der Krankenkassen und Zuweisungen 
aus dem Gesundheitsfonds hat zwischen 2009 und 
2014 insgesamt mindestens eine Milliarde Euro er-
reicht, weil nicht mehr das finanziert wurde, was die 
Menschen an Leistungen bekamen. 

Die Gutachten zeigen darüber hinaus, dass Bayern 
nicht nur auf der Ausgabenseite Geld verliert, sondern 
auch auf der Einnahmenseite Versichertengelder aus 
Bayern in andere Bundesländer abgeflossen sind, 
wodurch bayerische Beitragszahler damit doppelt 
belastet sind. Insgesamt – kumuliert für die Jahre 
2011 bis 2014 – haben die bayerischen Versicherten 
über 5,5 Mrd. Euro mehr geleistet. Dieser weitere 
Länderfinanzausgleich über die Gesetzliche Kranken-
versicherung muss abgemildert und am besten ganz 
abgestellt werden. 

Wissenschaftliche Gutachten (Ulrich/Wille 2014 sowie 
Ulrich/Wille/Thüsing 2016) belegen Mittelabfluss aus 
Bayern in Milliardenhöhe. Gleichzeitig sind die Leis-
tungsausgaben bayerischer Versicherter durch die 
Zuweisungen des Gesundheitsfonds nicht ausrei-
chend gedeckt. Diese doppelte Benachteiligung muss 
ein Ende haben. 

Der schöne Begriff „Bürgerversicherung“ bedeutet 
nichts anderes als die Zerschlagung der PKV – und 
spekuliert auf deren Rückstellungen in Höhe von 
233 Mrd. Euro, um das GKV-System kurzfristig zu 
stabilisieren. Wie das Beispiel Holland zeigt, wäre 
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dies ein Strohfeuer. Deshalb muss die Devise lauten: 
Hände weg! 

Die sogenannte Bürgerversicherung macht das Ge-
sundheitssystem weder gerechter, noch die Versor-
gung der Menschen besser. Gerade das Nebenei-
nander von privater und gesetzlicher Krankenversi-
cherung sichert das hohe Niveau der Versorgung. 
Statt einem radikalen Systemwechsel braucht es 
sinnvolle Reformen am bestehenden Finanzierungs-

system der gesetzlichen Krankenversicherung und 
zielgerichtete Nachbesserungen im Bereich der priva-
ten Krankenversicherung. Eine Einheitsversicherung 
würde dagegen die Finanzierung der Versorgung in 
Bayern gefährden. Praxisschließungen und längere 
Wartezeiten für alle Versicherte drohen. Zahlreiche 
Stellen in bayerischen Versicherungsunternehmen 
wären gefährdet. 

 



anzuzeigen. – Das ist die Fraktion der CSU. Stimm-
enthaltungen? – Bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
FREIEN WÄHLER ist dieser Dringlichkeitsantrag ab-
gelehnt. 

Ich lasse jetzt über den Dringlichkeitsantrag der Frak-
tion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN auf der 
Drucksache 17/19636 abstimmen. Wer diesem Dring-
lichkeitsantrag seine Zustimmung geben will, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und 
Frau Kollegin Claudia Stamm (fraktionslos). Gegen-
stimmen bitte ich anzuzeigen. – Das sind die Fraktio-
nen der CSU, der FREIEN WÄHLER und Herr Kolle-
ge Muthmann (fraktionslos). Stimmenthaltungen? – 
Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag ebenfalls abge-
lehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den CSU-Dringlich-
keitsantrag auf Drucksache 17/19637. Wer diesem 
Antrag seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Die Fraktionen der CSU und der 
FREIEN WÄHLER und der Kollege Muthmann (frakti-
onslos). – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
 Stimmenthaltungen? – Bei Stimmenthaltungen der 
Fraktion der SPD und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und Claudia Stamm (fraktionslos) ist dieser 
Dringlichkeitsantrag angenommen. 

Ich darf darauf aufmerksam machen: Die Dringlich-
keitsanträge auf den Drucksachen 17/19616 mit 
17/19622 sowie auf den Drucksachen 17/19638 mit 
17/1941 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen. 

Weiterhin darf ich bekannt geben: Die Tagesord-
nungspunkte 21 mit 23 – das sind die Anträge der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Tiergerechte 
Mastgeflügelhaltung usw., auf den Drucksa-
chen 17/18330, 17/18331 und 17/18493 – werden im 
Einvernehmen der Fraktionen von der heutigen Ta-
gesordnung abgesetzt und auf die Sitzung am 25. Ja-
nuar 2018 verschoben.

Ich rufe gemeinsam die Tagesordnungspunkte 24 
bis 27 auf:

Antrag der Abgeordneten Isabell Zacharias, Ruth 
Waldmann, Ruth Müller u. a. (SPD)
Zeit für Gerechtigkeit. Zeit für Queer II: 
Regelmäßige Berichte über die Gesundheit von 
schwulen Männern, lesbischen Frauen und 
Transgendern (Drs. 17/17797) 

und

Antrag der Abgeordneten Isabell Zacharias, Martin 
Güll, Kathi Petersen u. a. (SPD)
Zeit für Gerechtigkeit. Zeit für Queer III: Lehrpläne 
für Altenpflegeschulen an queere Biografien 
anpassen (Drs. 17/17798) 

und

Antrag der Abgeordneten Isabell Zacharias, 
Angelika Weikert, Doris Rauscher u. a. (SPD)
Zeit für Gerechtigkeit. Zeit für Queer IV: Schluss 
mit der staatlichen Diskriminierung von Schwulen 
und Lesben in Russland! (Drs. 17/17799) 

und

Antrag der Abgeordneten Isabell Zacharias, Ruth 
Waldmann, Ruth Müller u. a. (SPD)
Zeit für Gerechtigkeit. Zeit für Queer V: 
Maßnahmen gegen Diskriminierung von Lesben 
und Schwulen in Altenpflegeheimen 
(Drs. 17/18139) 

Es handelt sich dabei um das Antragspaket der Abge-
ordneten Zacharias, Waldmann, Ruth Müller und an-
derer betreffend das Themenpaket "Zeit für Gerech-
tigkeit. Zeit für Queer II bis V". Bezüglich der 
Unterbetreffs verweise ich auf die Tagesordnung und 
das Protokoll. Die Gesamtredezeit der Fraktionen be-
trägt nach der Geschäftsordnung 36 Minuten. – Ich 
darf jetzt als Erster Frau Kollegin Zacharias das Wort 
erteilen. Bitte schön, Frau Kollegin.

Isabell Zacharias (SPD): Frau Präsidentin, Kollegin-
nen und Kollegen! Frau Präsidentin, erschrecken Sie 
jetzt nicht, ich zitiere – nicht, dass Sie mich gleich 
rügen –: Du schwule Sau! – Das ist das meistgehörte 
Schimpfwort auf deutschen und auf bayerischen 
Schulhöfen. "Du schwule Sau" – also ein Schimpf-
wort, um eine Minorität – –

(Zuruf von der CSU: Das habe ich noch nie ge-
hört!)

– Haben Sie noch nie gehört? Dann waren Sie noch 
nie auf einem bayerischen oder deutschen Schulhof.

Worte wie "Du Schwuler", "Du schwule Sau" sind 
immer noch tagtäglich Teil der Diskriminierung, die 
junge Männer, junge Frauen an Schulen erleben müs-
sen. Diskriminierung von schwulen und lesbischen, 
bi-, trans- und intersexuellen Menschen ist an der Ta-
gesordnung, Kolleginnen und Kollegen. Wir haben un-
sere Anträge auch deswegen noch einmal hochgezo-
gen, weil ich erschrocken bin. Erschrocken ist jetzt 
noch harmlos formuliert. Ich bin überrascht, mit wel-
cher Argumentation die CSU unsere Anträge ablehnt, 
und genauso erschrocken bin ich, mit welchen Argu-
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, 
Gudrun Brendel-Fischer, Ingrid Heckner u.a. und Fraktion (CSU) 
Drs. 17/19618 

Gesundheitsland Bayern stärken: Kompetenzen erhalten - über-
mäßigen Mittelabfluss aus Bayern stoppen - Bürgerversicherung 
ablehnen 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Bernhard Seidenath 
Mitberichterstatterin: Kathrin Sonnenholzner 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Gesund-
heit und Pflege federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dringlichkeitsantrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 75. Sitzung am 23. Januar 2018 beraten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 186. Sitzung am 28. Februar 
2018 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

Kathrin Sonnenholzner 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas 
Kreuzer, Gudrun Brendel-Fischer, Ingrid Heckner, 
Bernhard Seidenath, Tobias Reiß, Volker Bauer, 
Jürgen Baumgärtner, Robert Brannekämper,  
Dr. Ute Eiling-Hütig, Wolfgang Fackler, Max Gibis, 
Dr. Thomas Goppel, Christine Haderthauer, Flori-
an Hölzl, Klaus Holetschek, Thomas Huber, Her-
mann Imhof, Sandro Kirchner, Helmut Radlmeier, 
Heinrich Rudrof, Berthold Rüth, Carolina Trautner, 
Steffen Vogel und Fraktion (CSU) 

Drs. 17/19618, 17/21055 

Gesundheitsland Bayern stärken: Kompetenzen 
erhalten – übermäßigen Mittelabfluss aus Bayern 
stoppen – Bürgerversicherung ablehnen 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bun-
desebene weiterhin dafür einzusetzen, dass das Ge-
sundheitsland Bayern zum Wohle der Patientinnen 
und Patienten gestärkt wird. 

─ Die Krankenhausplanung muss weiterhin umfas-
send in der Kompetenz des Freistaates bleiben. 
Schritte in Richtung einer monistischen oder teil-
monistischen Krankenhausfinanzierung sind als 
Schwächung Bayerns deshalb entschieden abzu-
lehnen. 

─ Bei der Finanzierung der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) gilt es, die Benachteiligung 
Bayerns zu beenden. In den Gesundheitsfonds 
fließen von Versicherten aus Bayern regelmäßig 
deutlich mehr Gelder als umgekehrt aus dem 
Fonds nach Bayern zurückfließen. Gleichzeitig er-
halten die Krankenkassen für bayerische Versi-
cherte zu geringe Zuweisungen. Dies zu ändern, 
muss Teil einer sozial gerechten Weiterentwick-
lung der gesetzlichen Krankenversicherung sein. 

─ Bayern steht zur privaten Krankenversicherung 
(PKV). Alle Versuche, sie zu zerschlagen oder 
auszuhöhlen – etwa durch eine sogenannte Bür-
gerversicherung – werden abgelehnt. 

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß 

§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, vorab einige Informationen dazu: Die Lis-

tennummer 38 ist von der Abstimmung ausgenommen. Dies ist der Antrag der Abge-

ordneten Aiwanger, Streibl, Prof. Dr. Piazolo und Fraktion (FREIE WÄHLER) betref-

fend "Kritische Prüfung der Südwest-Umgehung Olching" auf Drucksache 17/19285. 

Er soll auf Wunsch der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einzeln beraten werden. 

Der Aufruf würde am Ende der Tagesordnung erfolgen.

Des Weiteren möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass der Ausschuss für Bundes- 

und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen in seiner Sitzung am 

Dienstag die unter der Nummer 3 aufgeführte Subsidiaritätsangelegenheit betreffend 

die "Bewertung von Gesundheitstechnologien" auf der Drucksache 17/21174 beraten 

und einstimmig empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, bei den Beratungen 

im Bundesrat auf Subsidiaritätsbedenken hinzuweisen und darauf hinzuwirken, dass 

diese Bedenken Eingang in den Beschluss des Bundesrats finden. Die Beschluss-

empfehlung ist der Liste beigefügt.

Die unter den Nummern 4 bis 6 aufgeführten öffentlichen Konsultationsverfahren auf 

den Drucksachen 17/20592 bis 20594 wurden diese Woche ebenfalls im Ausschuss 

endberaten. Die Ausschüsse haben auch hier einstimmig empfohlen, zu den Konsulta-

tionsverfahren eine Stellungnahme abzugeben. Im Einzelnen verweise ich auf die der 

Abstimmliste beigefügten Beschlussempfehlungen der Ausschüsse.

(...)

Protokollauszug
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Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Wir kommen damit zur Abstimmung über die 

Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der 

Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von CSU, SPD, 

FREIEN WÄHLERN und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Danke schön. Gibt es Gegen-

stimmen? – Keine Gegenstimme. Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltung. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
128. Plenum, 22.03.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 2
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